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Staatsgäste aus Kanada und Japan
Justin Trudeau und Shinzo Abe in Buenos Aires
Mauricio Macri mit Shinzo Abe. (Foto: casarosada)
Buenos Aires (AT/mc) - Seit Mauricio Macri Präsident ist, hat sich Buenos Aires offenbar zu einer interessanten Adresse für Staatsmänner wirtschaftlich entwickelter Staaten gemausert. In den vergangenen Tagen gaben mit Justin Trudeau und Shinzo Abe die Premierminister Kanadas und Japans ihre Visitenkarten in der Casa Rosada ab. Bei beiden Besuchen waren sich die Beteiligten einig, die in den vergangenen Jahren abgekühlten Beziehungen wieder neu beleben zu wollen.
„Wir haben praktisch mit der ganzen Welt keine Beziehungen gehabt“, beklagte sich Macri gegenüber Trudeau mit Blick auf die Außenpolitik der Kirchner-Jahre. Der Präsident und sein Gast waren sich einig darin, ein gutes Verhältnis mit dem zum neuen US-Präsidenten gewählten Donald Trump anzustreben. Macri hatte sich im Wahlkampf noch deutlich für Trumps Gegnerin Hillary Clinton ausgesprochen.
Kanadische Firmen sind in Argentinien vor allem im Bergbaugeschäft tätig. Trudeau zeigte sich angesichts des Cyanid-Auslaufs in einer „Barrick Gold“-Mine in San Juan im vorigen September „besorgt“. Die kanadische Seite arbeite eng mit den argentinischen Behörden zusammen, um zu zeigen, dass man sich der Verantwortung bewusst sei, so der kanadische Premier.
Trudeau sprach sich dafür aus, in Kanada wie in Argentinien die mittleren Schichten der Bevölkerung besonders zu stützen und dafür Sorge zu tragen, dass auch sie vom wirtschaftlichen Fortschritt profitierten. In der Gedenkstätte „Parque de la memoria“ gedachte Trudeau den während der Militärdiktatur ums Leben gekommenen Menschen.
Lob für seine Politik erntete Macri von Shinzo Abe, der als erster japanischer Premier seit 1959 nach Buenos Aires kam. Der Gast würdigte die „freie und offene Wirtschaftspolitik“ seines Gastgebers. Argentinien habe ein „enormes Potenzial“, so Abe. Bei japanischen Unternehmen sei von daher ein großes Interesse vorhanden, hier wieder zu investieren. In den vergangenen 15 Jahren war das Engagement rückläufig: Die Zahl der Firmen aus dem „Reich der aufgehenden Sonne“ in Argentinien sank von 120 auf 50.
Konkret unterzeichneten die argentinische Regierung und die japanische Firma „Marubeni“ eine Absichtserklärung für den Kauf des Bremssystems ATS für den gesamten Zugverkehr in der Metropolregion Buenos Aires. Andererseits will die japanische Firma „Mitsui & Co.“ in den nächsten fünf Jahren 400.000 Tonnen bei der argentinischen Firma „Vicentín“ beziehen. Preis: 700 Millionen US-Dollar.
Argentinien
Informationen in Steuersachen
Schweiz und Argentinien wollen automatischen Austausch
Buenos Aires (AT/mc) - Die Schweiz und Argentinien haben vor wenigen Tagen eine gemeinsame Erklärung zur Einführung des gegenseitigen automatischen Informationsaustauschs in Steuersachen (AIA) unterzeichnet. Beide Länder beabsichtigen, die Daten gemäß dem globalen AIA-Standard ab 2018 zu erheben und ab 2019 auszutauschen. Neben der Unterzeichnung des AIA durch Staatssekretär Jörg Gasser auf Schweizer und Finanzminister Alfonso Prat-Gay auf argentinischer Seite führten die beiden Länder auch Gespräche über die Rahmenbedingungen für Investitionen in Argentinien, den Marktzugang für Finanzdienstleister, die Positionen in internationalen Finanzgremien sowie über die Möglichkeiten zu Strukturreformen.
Die Unterzeichnung der gemeinsamen Erklärung bestätige „die von der Schweiz auf internationaler Ebene eingegangene Verpflichtung zur Umsetzung des AIA-Standards“, betonte das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) in einer Pressemitteilung. Die Schweiz stärke so ihr Netz von AIA-Partnerstaaten. Argentinien erfülle die hohen Anforderungen an die Garantie der Vertraulichkeit der gelieferten Daten, die für die Einführung des AIA vorausgesetzt werden.
Der Bundesrat hat das Finanzdepartement ermächtigt, zur Einführung des AIA mit Argentinien und weiteren Ländern eine Anhörung durchzuführen. Diese wird demnächst eröffnet. Anschließend werden die entsprechenden Bundesbeschlüsse den eidgenössischen Räten zur Genehmigung vorgelegt.
Argentinien
Protest gegen Armut
Gewerkschaften und Sozialbewegungen demonstrieren
Kundgebung vor dem Kongress. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc ) - Sie sind unzufrieden mit der sozialen und wirtschaftlichen Situation im Land: Tausende Menschen folgten am vorigen Freitag einem Aufruf des Gewerkschaftsverbands CGT sowie mehrerer Sozialbewegungen und zogen zu einer Protestkundgebung vor den Kongress. Ein besonderer Schwerpunkt lag dabei auf der Forderung, den sozialen Notstand auszurufen und ein gesetzlich verankertes Maßnahmenpaket zu beschließen. Die Regierung dürfe dieses nicht per Veto blockieren, sollte es von beiden Kongresskammern beschlossen werden.
Die Hauptredner der Veranstaltung erinnerten die Regierung an ihre Wahlversprechen vor einem Jahr. So forderte Carlos Acuña von der Gewerkschaft der Tankstellenarbeiter, es solle endlich damit begonnen werden, das Programm „Null Armut“ in die Tat umzusetzen sowie die Lohnsteuer abzuschaffen. Mit Juan Carlos Schmid, dem Chef der Hafenarbeiter, ergriff ein Mitglied der Dreierspitze der CGT das Wort. Er forderte die Regierung auf, die von Papst Franziskus formulierte Zielsetzung nach „Land, Arbeit und Wohnung“ für die Menschen zu verwirklichen. Die gegenwärtige Armut sei die Messeinheit, die das Scheitern der Regierung belege. Schmid sprach sich gegen eine Globalisierung aus, die zu einer „Finanztyrannei“ führe. Das Land richte man nicht mit Lügen wieder auf, sondern durch Arbeit.
Was das Gesetz zum sozialen Notstand betrifft, konnten die Befürworter zuletzt einen Teilerfolg verbuchen. So nahm der Senat das von Ex-Kabinettschef Juan Manuel Abal Medina (FPV) eingebrachte Projekt mit 45 zu 13 Stimmen an. Damit das Vorhaben Gesetzesrang erhält, muss nun noch die Deputiertenkammer zustimmen. Dies dürfte wohl aber erst im neuen Jahr der Fall sein. Das Projekt sieht unter anderem eine Aufstockung des Kindergeldes um 15 Prozent und eine Umgestaltung von einer Million Sozialbeschäftigungsmaßnahmen in reguläre Arbeitsverhältnisse vor.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Erdbeben in San Juan
Ein Erdbeben der Stärke 6,5 hat am Sonntag die Provinz San Juan heimgesucht. Menschen kamen dabei nicht zu Schaden. Wie das nationale Institut für Erdbebenprävention Inpres mitteilte, ereignete sich die Erschütterung um 17.57 Uhr in einer Tiefe von 130 Kilometern. Das Epizentrum befand sich in der Quebrada de las Flechas, was übersetzt soviel wie „Schlucht der Pfeile“ heißt, knapp 20 Kilometer von der Provinzhauptstadt San Juan entfernt. Auch wenn das Beben offenbar keine größeren Schäden anrichtete, breitete sich in der Bergbauprovinz sowie im angrenzenden Mendoza doch teilweise Panik aus, da es immer Nachbeben gab. Innerhalb von zwei Stunden wurden derer insgesamt acht gezählt. Die Ursache des Bebens war der Zusammenstoß der südamerikanischen Platte mit der Nazca-Platte. Beide Platten bewegen sich mit einer Geschwindigkeit von jährlich etwa acht Zentimetern aufeinander zu, woraus die Anden entstanden sind.
Nur noch kleine Geschenke
Funktionäre der Exekutive dürfen künftig keine Geschenke mehr annehmen, die über einen Wert von 4000 Pesos hinausgehen. Weniger wertvolle Präsenten müsse in einem Online-Register deklariert werden, die Annahme ist ansonsten aber möglich. Dies bestimmte Präsident Mauricio Macri am Montag per Dekret. Nun sind der Kongress und der Oberste Gerichtshof gefordert, eine entsprechende Regelung auch für Legislative und Judikative festzulegen. Bislang bewegten sich nicht wenige Politiker in einem Graubereich. Bekannte Beispiele für die Annahme von Geschenken war ein Ferrari, den Ex-Präsident Carlos Menem bekam, oder der Computer Mac Book Air, den die einstige Staatschefin Cristina Fernández de Kirchner im Jahr 2008 vom mexikanischen Geschäftsmann Carlos Slim erhielt.
Argentinien aufgestuft
Die österreichische Kontrollbank hat in Anerkennung des wirtschaftspolitischen Kurses der Macri-Regierung und im Einklang mit der OECD Argentinien von der Länderkategorie 7 in die Kategorie 6 aufgestuft. Die berichtet die Wirtschaftskammer Österreich (WKO). Die derzeitige Regierung bemühe sich, die Folgen eines „schwierigen Erbes“ nach der Langzeitregierung des Ehepaares Kirchner aufzuarbeiten und habe bereits einige Erfolge erzielen können - so wie die Aufhebung der Devisenrestriktionen, die Entschärfung der Importbarrieren und die Einigung mit den restlichen internationalen Gläubigern. Mit einer nachhaltigen Belebung der Wirtschaft und Rückgang der Inflation könne jedoch erst für das kommende Jahr gerechnet werden.
Elektronische Patientenakte
In Buenos Aires soll es bald eine elektronische Patientenakte geben. Dafür votierten die Abgeordneten des Stadtparlaments einstimmig. Vorgesehen ist die Einrichtung einer Datenbank, die Informationen über Anamnese, Behandlungsdaten, Medikamente, Impfungen Allergien und weitere Gesundheitsdaten enthält und bei Bedarf in jeder öffentlichen oder privaten medizinischen Einrichtung verwendet werden kann. Behandlungen sollen auf diese Weise effektiver werden. Das neue Gesetz stellt klar, dass die Informationen Eigentum des Patienten sind und von diesem jederzeit eingesehen werden können.
Aufladen der SUBE-Karte
Das Aufladen der SUBE-Karte soll künftig auch von zuhause aus möglich sein. Seit wenigen Tagen können Fahrgäste ihr Guthaben auf der Karte für den öffentlichen Nahverkehr in Buenos Aires auch über das Bezahlsystem „PagoMisCuantas“ erhöhen - also über Online Banking, Handys oder an Geldautomaten. Dies kündigte der nationale Verkehrsminister Guillermo Dietrich an. In einem zweiten Schritt müssen die Guthaben noch an einem SUBE-Automaten freigeschaltet werden. Wo sich diese befinden, wird auf der Internetseite https://www.sube.gob.ar dargestellt.
Hunderennen verboten
Windhundrennen sind in Argentinien zukünftig verboten. Begleitet von Tumulten hat die Deputiertenkammer vor wenigen Tagen ein entsprechendes Gesetz mit 132 zu 17 Stimmen verabschiedet. Dieses sieht Strafen von bis zu vier Jahren Freiheitsentzug und 80.000 Pesos für diejenigen vor, die Hunderennen durchführen, organisieren oder auf sonstige Weise befördern. Während die Abgeordneten berieten, kam es vor dem Kongress zu Auseinandersetzungen zwischen Tierschützern und Anhängern der umstrittenen Wettbewerbe. Die Bundespolizei musste eingreifen und die Streithähne trennen. Befürworter von Hunderennen haben angekündigt, gegen das neue Gesetz gerichtlich vorzugehen. Auch im Parlament gab es kritische Töne. So bezeichnete die Abgeordnete Diana Conti (FPV) das Gesetz als „verfassungswidrig“. Die Strafen für Hunderennen seien höher als diejenigen bei Verkehrsunfällen oder Streitigkeiten zwischen Menschen. Unterstützer des Verbots wie der Abgeordnete Néstor Pitrola (Arbeiterpartei) betonten hingegen den tierquälerischen Charakter der Wettbewerbe, die von Spielsucht und Kommerz lebten. (AT/mc)
Meinung
Erdbeben
In Chile sind Erdbeben üblich. Gelegentlich hinterlassen sie schwere Schäden, wiewohl die Häuser dort meistens erdbebensicher gebaut wurden. Anders verhielt es sich in Argentinien am 15. Januar 1944, als ein verheerendes Erdbeben die gleichnamige Hauptstadt der Provinz San Juan zerstörte. Auf der nach oben offenen Richter-Skala wurde damals eine Erdbebenstärke von 7,4 gemessen. Die Häuser der Stadt waren mit Lehmziegeln („adobes“) gebaut worden, die starken Beben nicht standhielten.
Am 11. Juni 1952 wiederholte sich das Erdbeben (Richter 7), ebenso am 23. November 1977 in Caucete (Richter 7,5), dessen Nachbeben auch in der Bundeshauptstadt Buenos Aires gespürt wurden, wo am frühen Morgen zahllose Einwohner ihre Wohnungen verließen und auf die Straßen flüchteten. Am 20. November 2016 wurde abermals ein Erdbeben in San Juan (Richter 6,7) registriert, glücklicherweise ohne verheerende Folgen. Offenbar gehört die Provinz San Juan, ähnlich wie die Hauptstadt Santiago in Chile, die im vorigen Jahrhundert durch ein Erdbeben zertrümmert wurde, zu den erdbebengefährdeten Zonen Argentiniens.
Das erwähnte Erdbeben im Januar 1944 hatte unerwartete politische Folgen. Im bekannten Luna Park Stadion von Buenos Aires, wo Boxturniere ausgetragen werden, wurde eine Versammlung veranstaltet, um freiwillige Hilfsgelder für San Juan einzutreiben. Der damalige Vizepräsident, Oberst Juan Domingo Perón, war zugegen. Seine spätere Lebensgefährtin María Eva Duarte, genannt Evita, die seine Regierung bis zu ihrem frühen Tod im Jahr 1952 politisch prägte, setzte sich neben ihn, welche Begegnung später zur Heirat des Witwers Perón führte. Nach seiner ersten Wahl im Jahr 1946, regierte Perón bis zu seinem Rücktritt im Jahr 1956, nachdem die ihm hörigen Gewerkschaften Kirchen angegriffen hatten und Bischöfe des Landes verwiesen wurden.
Insofern erwies sich das Erdbeben von 1944 in San Juan als der Startpunkt des Peronismus und seiner demagogisch-populistische Regierung, in deren Rahmen Evita Brandreden gegen die sogenannte Oligarchie hielt und persönlich Geschenke an Bittsteller verteilte. Das Geld hierfür schenkten Unternehmer, die als Gegenleistung Importzuteilungen (Spanisch „permisos de cambio“) der Zentralbank erhielten.
Seit Ingenieur Mauricio Macri als Präsident regiert, gibt es keinen Demagogie mehr wie damals unter Perón und in den letzten zwölfeinhalb Jahren unter Néstor und Cristina Kirchner. Erdbebenschäden werden von den jeweiligen Provinzregierungen entschädigt, wie es sich weltweit gehört, gegebenenfalls auch mit Versicherungen und Rückversicherungen gedeckt, eventuell auch mit Zuschüssen des nationalen Staatshaushaltes.
Meinung
Merkel, die Vierte
Von Stefan Kuhn
Sie tut es wieder. Angela Merkel (CDU) hat wie erwartet ihre Kanzlerkandidatur für die Bundestagswahlen 2017 bekanntgegeben. Für ihre eigene Partei ist Merkels vierte Kandidatur alternativlos - ein Adjektiv, mit dem sie gerne politisch umstrittene Entscheidungen umschreibt. Die CDU-Chefin hat selbst dafür gesorgt, dass potenzielle Kronprinzen gar nicht erst groß wurden.
Der derzeit beliebteste CDU-Politiker, Finanzminister Wolfgang Schäuble (1,7 Punkte), ist bereits 74 Jahre alt. Er sitzt seit einem Attentat vor 26 Jahren im Rollstuhl. Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen (0,6) und Innenminister Thomas de Maizière (0,7) liegen im Politikerranking sogar hinter dem Grünen-Chef Cem Özdemir und der Linken-Ikone Gregor Gysi (je 0,9). Noch schlechter steht Horst Seehofer, Merkels Widersacher von der Schwesterpartei CSU, da. Der bayrische Ministerpräsident liegt auf der Beliebtheitsskala von +5 bis -5 mit 0,3 Punkten gerade noch im positiven Bereich. Mit dem bayrischen Dauernörgler hätte die Union wohl die schlechtesten Chancen auf einen Wahlsieg im kommenden Jahr.
Für CDU und CSU ist Merkel, sie kommt auf 1,6 Punkte, die beste Option. Andere Umfragewerte sprechen für sie. Demnach befürworten 92 Prozent der CDU/CSU-Wähler die Kandidatur der Kanzlerin. Selbst beim Koalitionspartner SPD finden 54 Prozent eine erneute Amtszeit Merkels gut. Mit 55 Prozent Zustimmung steht Merkel bei allen Wählern recht gut da, sie polarisiert aber auch. Fast 40 Prozent der befragten Wählerinnen und Wähler lehnen eine erneute Amtszeit ab.
Im Ausland ist Merkels Kandidatur überwiegend positiv aufgenommen worden. Sie wird als Garantin für Stabilität gesehen und gilt als zuverlässig. Manche halten sie gar für ein Bollwerk gegen den grassierenden Rechtspopulismus. Mit dem unberechenbaren Donald Trump als US-Präsident, dem schwachen französischen Präsidenten François Hollande, der im April oder Mai von der rechtsextremen FN-Chefin Martine Le Pen abgelöst werden könnte, und der konservativen britischen Premierministerin Theresa May, die auf unabsehbare Zeit mit dem Brexit und dessen Folgen beschäftigt sein wird, bleiben auch wenig westliche Führungspersönlichkeiten. Wohl deshalb wurde Merkels Ankündigung in der Auslandspresse trotz der Vorhersehbarkeit viel beachtet.
Bei einem Wahlsieg im September oder Oktober kommenden Jahres dürften größere Aufgaben auf die Kanzlerin zukommen. Ob sie denen auch gerecht werden kann, ist fraglich. Dass Merkel die kriselnde Europäische Union retten könnte, ist Wunschdenken. Für viele ist die deutsche Regierungschefin das Problem der EU. In Griechenland, Spanien, Italien und Frankreich kritisiert die Linke Merkels Sparpolitik. In Ungarn, Polen, der Tschechischen Republik und Österreich gibt es starke Vorbehalte gegen Merkels Flüchtlingspolitik, die auch in Deutschland zu einem Erstarken der rechtspopulistischen AfD geführt hat. Man kann die Ankündigung der Kanzlerin zwar als Zeichen eines stabilen und verlässlichen Deutschlands sehen, bremsen wird sie die Renaissance des Nationalismus bzw. Rechtspopulismus kaum. Trumps Wahlsieg und das Brexit-Votum im Vereinigten Königreich hat dieser Entwicklung Auftrieb gegeben.
In zehn Tagen wählen die Österreicher einen neuen Präsidenten. Der rechtspopulistische Chefideologe Norbert Hofer hat dabei gute Chancen, Staatsoberhaupt der Alpenrepublik zu werden. Ebenfalls in zehn Tagen findet in Italien ein Verfassungsreferendum statt. Ministerpräsident Matteo Renzi hat sein politisches Schicksal mit der Annahme dieses Referendums verbunden. Es wird vermutlich scheitern, und das bisher recht stabile Italien wird in eine neue Regierungskrise schlittern. Bei Neuwahlen könnte die rechtspopulistische Fünf-Sterne-Bewegung stärkste Partei werden. Dazu kommen die bereits erwähnten französischen Präsidentschaftswahlen und die niederländischen Parlamentswahlen im März, bei denen sich der Rechtspopulist Geert Wilders große Chancen ausrechnet. Sollte Merkel in der zweiten Jahreshälfte 2017 erneut Kanzlerin werden, könnte Europa schon völlig anders aussehen.
Merkels Wiederwahlchancen stehen derzeit gut. Die Unionsparteien würden nach den aktuellen Umfragen mit Abstand stärkste Fraktion im Bundestag werden. Lediglich eine rot-grün-rote Koalition könnte eine erneute Kanzlerschaft Merkels gefährden. SPD, Grüne und Linke kommen derzeit allerdings gemeinsam nur auf maximal 45 Prozent. Das würde selbst bei einem Scheitern der FDP nicht reichen. In den zehn Monaten bis zur Wahl kann sich aber noch viel ändern. Es könnte zu Schwarz-Grün kommen, im Notfall zu Schwarz-Rot-Grün oder Schwarz-Rot-Gelb. Merkel hat auf jeden Fall mehr Optionen als ein SPD-Spitzenkandidat, wer immer das auch sein mag.
Gewinnt Angela Merkel die Wahl, könnte sie noch mehr Geschichte schreiben, als sie es bisher schon getan hat. Am Ende der aktuellen Legislaturperiode wäre sie zwölf Jahre im Amt. Bei einer weiteren würde sie 2019 den ersten Bundeskanzler Konrad Adenauer überholen und am Ende ihrer Amtszeit mit Helmut Kohl gleichziehen. Der Einheitskanzler war 16 Jahre und 27 Tage lang deutscher Regierungschef.
Meinung
Randglossen
Windhunde („galgos“) sind neuerdings Gegenstand einer Debatte, als ob keine wichtigeren Dinge zur Diskussion stünden. Die Regierung hat offenbar nichts besseres zu tun, als das zumal im Inland volkstümliche Rennen der Windhunde hinter einem künstlichen Hasen zu verbieten, angeblich weil dieses Volksvergnügen die Gesundheit der Windhunde schädigt. Pferderennen sind freilich erlaubt und werden in mehreren Hippodromen in Buenos Aires, San Isidro und woanders erlaubt, um der Spiellust zahlloser Menschen, vielfach Hausfrauen, zu genügen. Vor der Absetzung des Vizekönigs Cisneros am 25. Mai 1810 gab es auf der jetzigen Plaza San Martín Stierkämpfe wie in Spanien, die später verboten wurden wie jetzt die Rennen der Windhunde. Rennpferde sind geduldet, Stiere und Windhunde nicht.
Noch zählt man die Stimmen der US-Präsidentschaftswahlen aus. Hillary Clinton legt weiter zu. Inzwischen liegt sie im Gesamtergebnis mehr als zwei Millionen Stimmen vor dem Wahlsieger Donald Trump. Das sind viermal mehr Stimmen Vorsprung als sie Al Gore bei seiner Niederlage im Jahr 2000 hatte. Am Wahlergebnis ändert das nichts. Trump hat sogar mehr Wahlmänner hinter sich als George W. Bush bei seinem dubiosen Wahlsieg über Al Gore. Für die Präsidentschaft hätte Gore Florida gewinnen müssen, doch da regierte damals Bushs kleiner Bruder Jeb. George hatte am Ende 537 Stimmen Vorsprung und vereinte die 25 Wahlmänner auf sich. Clinton hätte für einen Wahlsieg drei Staaten mehr gewinnen müssen, aber dass in Michigan, Wisconsin und Pennsylvania geschummelt wurde, ist doch recht unwahrscheinlich.
Unwahrscheinlich, aber doch nicht ganz abwegig. Computerexperten wollen herausgefunden haben, dass es in diesen Staaten nicht mit rechten Dingen zugegangen ist. Demnach weichen die Ergebnisse in Wahlbezirken mit elektronischer Auszählung deutlich von denen mit Stimmzetteln ab. Waren da etwa Hacker, vermutlich sogar russische, am Werk? Ausschließen kann man das nicht, aber man kann bei einem computergestützten Wahlergebnis auch nicht neu auszählen, sondern bei einer Bestätigung von Unregelmäßigkeiten höchstens erneut wählen lassen. Bringen wird das nichts, vor allem, weil gleich drei Staaten betroffen sind. So bitter es ist, Trump hat gewonnen, aber man sollte Lehren aus dem Vorfall ziehen und endlich demokratische Standards einführen. Gleiche, kontrollierbare Auszählverfahren in allen Wahlbezirken wären dabei ein erster Schritt.
Wirtschaft
Die Krise der Medien von Cristóbal López
Der Unternehmer Cristóbal López befasste sich schon vor den Kirchner-Regierung mit Kasinos in Patagonien u.a. Geschäften. Unter Néstor Kirchner als Gouverneuer von Santa Cruz konnte er sein Geschäfte in der Provinz erweitern, und dann, als dieser Präsident wurde, in viel grösserem Umfang im ganzen Land. Es besteht kein Zweifel, dass die Kirchners dabei auch an seinen Geschäften beteiligt waren, obwohl er nicht ein Strohmann wie Lázaro Báez war. Bei seinem Partner Fabián de Souza wird jedoch vermutet, dass er ein reiner Strohmann ist.
Unter Cristina Kirchner stieg López dann auch in den Medienbereich ein, was offensichtlich nicht als Geschäft gedacht war, sondern für die Regierungspropaganda bestimmt war, wobei seine Medien dann auch viel direkte Werbung des Staates erhielten. Das ist jetzt vorbei. Dass die Mittel für Werbung der Regierung unter Cristina Kirchner stark erhöht und fast ausschliesslich für regierungsnahe Medien bestimmt wurden, auch für solche, die kaum Leser, Zuschauer oder Hörer hatten, ist ohnehin ein Skandal sondergleichen.
Ab 2012 bestimmte der Konzern Indalo, von Cristóbal López, bei dem auch Fabián de Souza Minderheitspartner ist, u$s 250 Mio. für den Kauf von Zeitungen, Fernsehkanälen und Rundfunkstationen. Das wurde an erster Stelle mit der Stundung der Zahlung der Brennstoffsteuer seiner Firma Oil Combustibles finanziert. Es ging dabei um einen Betrag von $ 8 Mrd., was zum damaligen Kurs über u$s 1 Mrd. entsprach. Hierzu sei bemerkt, dass bei dieser Steuer keine Ratenzahlung gewährt werden darf, weil sie Steuer für Rechnung der AFIP eingenommen wird und binnen zwei Wochen gezahlt werden muss. Abgesehen davon geriet der Konzern auch bei seinen Unternehmen in Zahlungsverzug bei den Sozialabgaben.
2012 kaufte Indalo von Daniel Hadad für u$s 50 Mio. den erfolgreichen Fernsehkanal C5N (der seither grobe Kirchner-Propaganda und Macri-Kritik betreibt), den Rundfunk Radio 10, und vier lokale FM-Rundfunksender. 2013 kam dann noch der Kauf des Mehrheitspakets von „Ideas del Sur“ hinzu, die Fernsehprogramme erzeugt. Und ein Jahr später übernahm Indalo die Zeitungen „Ambito Financiero“, „Buenos Aires Herald“, „El Ciudadano“ (Santa Fé) und die Gratiszeitung „El Argentino“. Hinzu kamen dann 51% von La Corte, die Fernsehprogramme erzeugt, und 81% des Kanals PPT, sowie den Fernsehkanal 23 und 50% von Radio Vorterix. Doch dieser grosse Medienkonzern hing fast ausschliesslich von staatlichen Zuwendungen ab, die mit dem Regierungswechsel aufgehört haben. Somit wurde „El Argentino“ aufgegeben, und der „Herald“ erscheint nur einmal in der Woche. Das finanzielle Defizit war ab Dezember bei verschiedenen Medien mit nicht gezahlten Sozialabgaben finanziert worden.
Jetzt hat Richter Diego Amarante, zuständig für Wirtschaftsstrafrecht, eine Beschlagnahme des privaten Vermögens bei fünf Geschäftsführern von „Ambito Financiero“ verfügt, nachdem die AFIP angezeigt hatte, dass der Verlag die Zahlung der Sozialbeiträge schuldig geblieben ist. Dies bezieht sich auf Fabián de Souza, der 60% der Zeitung besitzt, und Orlando Vignatti, der 40% hat.
Der Druck der AFIP auf den Konzern von Cristóbal López nimmt zu, und dieser versucht, den geforderten Steuerbetrag mit dem Verkauf seiner Unternehmen zu decken, was ihm jedoch nicht gelingen will. Im Fall von „The Buenos Aires Herald“ hatte schon vorher Richter Marcelo Aguinsky die Vermögensbeschlagnahme in Höhe von $ 5 Mio. von De Souza, Vignatti und auch Gustavo Isaak, Ignacio Zuleta, Roberto Corvi und Virginia Vignatti verfügt.
Wirtschaft
„automechanika“ 2016 schließt mit Rekordergebnis
Buenos Aires (AT) - Knapp 400 Aussteller aus 18 Ländern und fast 30.000 Fachbesucher aus 35 Ländern - die diesjährige „automechanika“, die vom 9. bis 12. November auf dem Gelände der Rural stattfand, war eine Fachmesse der Superlative. Sie wurde von der AFAC, dem Dachverband der Autozulieferer- und Autozubehörindustrie, und der Messe Frankfurt organisiert. Laut den Organisatoren hat die Zahl der Aussteller um 22% zugenommen, die Zahl der Besucher um 11%. Die Veranstalter registrierten durchweg positive Resonanz der teilnehmenden Firmen.
Auftakt der „automechanika“ war ein Treffen von Unternehmensführern der argentinischen bzw. südamerikanischen Autoindustrie, an dem auch Fachleute aus Wissenschaft und Politik teilnahmen. Dabei ging es um Industriepolitik und Investitionsanreize. Der argentinische Produktionsminister Francisco Cabrera erinnerte dabei an die Bedeutung der Autoindustrie für das Land: „Heute hängen von diesem Industriezweig direkt 85.000 und indirekt 15.000 Arbeitsplätze ab.“
Eröffnet hatte die Fachmesse der hessische Finanzminister Thomas Schäfer (CDU). Schäfer gehört auch dem Aufsichtsrat der Messe Frankfurt an. Er lobte die Veranstaltung als „ein hervorragendes Beispiel für die guten deutsch-argentinischen Handelsbeziehungen“.
Unter den deutschen, bzw. deutsch-argentinischen Ausstellern waren unter anderen:
Liqui Moly
Der deutsche Spezialist für Motorenöle und Autopflege Liqui Moly hat auf der „automecanika Buenos Aires“ seine neue Produktlinie für Motorräder lanciert. Das Unternehmen ist in Deutschland Marktführer und wurde in diesem Jahr von deutschen Fachzeitschriften als beste Marke für Motoröle ausgezeichnet. In Argentinien ist Liqui Moly seit 2002 auf dem Markt. Für dieses Jahr rechnet Christian Schmee, Niederlassungsleiter in Argentinien, mit einem Wachstum von 80%.
Mann+Hummel
Die Mann+Hummel Gruppe, Weltmarktführer in Filtersystemen, hat auf der „automechanika“ den Zukauf der US-amerikanischen Marke WIX bekanntgegeben. Mann+Hummel habe dadurch seine Produktpalette entscheidend erweitern können, sagte Gerardo Osman, der Vorstandsvorsitzende von Mann+Hummel Argentina, auf der Messe für Autozulieferer. Das vor 75 Jahren in Ludwigsburg gegründete Unternehmen ist seit 1959 in Argentinien.
Bosch
Es ist keine Überraschung, dass unter den Ausstellern der „automechanika“ auch Bosch zu finden war. Der Stuttgarter Autozulieferer und Hersteller von Autosystemen ist Weltmarktführer in der Branche. Das 130 Jahre alte Traditionsunternehmen ist schon seit gut neun Jahrzehnten in Argentinien vertreten. Bosch stellte auf der Fachmesse in Buenos Aires seine Pläne für den wachsenden argentinischen Automarkt vor. Dabei ging es unter anderem um eine neue Linie von Motorradersatzteilen, eine in Frankfurt ausgezeichnete Lithium-Batterie und den Cross-Trainer, ein mobiles technisches Ausbildungszentrum. Durch dieses soll die Bosch-Mechanikerausbildung jeden Winkel des Landes erreichen.
ZF
Das Unternehmen aus Friedrichshafen in Baden-Württemberg ist der drittgrößte deutsche Autozulieferer und zählt zu den weltweit bedeutendsten Getriebeherstellern. ZF wurde 1915 unter dem Namen „Zahnradfabrik GmbH“ gegründet und hat heute rund 140.000 Mitarbeiter in 40 Ländern. Auf der „automechanika“ stellte das Unternehmen sein neues „Aftermarket“-Programm vor. ZF bietet dabei nicht nur eine breite Palette von Originalersatzteilen an, sondern will mit Service und Schulung „Komplettlösungen“ liefern. Seit der Integration des US-Unternehmens TRW im Jahr 2015 ist ZF die weltweit zweitgrößte „Aftermarket“-Organisation.
Vollendung
Der deutsche Name des argentinischen Unternehmens ist Programm. „Vollendung“ vertreibt vorwiegend deutsche Produkte, vorwiegend Autozubehör aber auch Haushalts- und Industrieprodukte. Darunter sind Spezialklebebänder der Marke Tesa und Swissint-Scheibenwischer. Auf der „automechanika“ wurde die Anwendung der Produkte eindrucksvoll an einem deutschen Auto veranschaulicht. Einem BMW.
Wirtschaft
Weissgewaschener Betrag: $ 21,86 Mrd.
Am Montag endete die erste Phase der Weisswaschung schwarzer Vermögen, mit einem Gesamtbetrag von u$s 21,86 Mrd., der auf 160.000 Einzelerklärungen entfällt. Laut AFIP-Direktor Alberto Abad bestehen u$s 893 Mio. aus Gütern im Inland, u$s 8.39 Mrd.. aus Gütern im Ausland und u$s 12,58 Mrd. aus Bankdepositen im In- und Ausland und Haltung von Bardollar.
Bei lokalen Banken wurden u$s 7,18 Mrd. auf das besondere Weisswaschungskonto eingezahlt, weniger als die von den Banken erwarteten u$s 8,5 Mrd. Hier handelt es sich um 108.623 Personen, die durchschnttlich um die u$s 70.000 deponiert haben. 92% des Betrages entfiel direkt auf Dollar und der Rest auf Pesos.
Die Vermögenslegalisierung kann bis zum 31. Dezember 2016 erfolgen, bei Zahlung einer Steuer von 10%. Danach besteht eine weitere Frist, bis zum 31. März 2017, bei der die Steuer auf 15% steigt. Doch bei Immobilien verbleibt der Steuersatz von 5% bis Ende März, weshalb hier noch ein weiterer hoher Betrag erwartet wird. Dies umso mehr, als die AFIP die Normen über Bewertung von Immobilien flexibler gestaltet hat.
Wenn die Weisswaschung schliesslich vollendet ist, kann somit mit einem Gesamtbetrag von über u$s 30 Mrd. gerechnet werden. Die Regierung rechnet sogar mit u$s 60 Mrd. Das geht mit Steuereinnahmen einher, die über u$s 1 Mrd. liegen dürften, was für die Staatsfinanzen eine Erleichterung darstellt. Die Weisswaschung wirkt sich auch positiv auf die Konjunktur aus, an erster Stelle auf den Immobilienmarkt, was die Bautätigkeit anregt. Man kann davon ausgehen, dass weissgewaschene Beträge auch für Investitionen in Unternehmen eingesetzt werden.
Wirtschaft
Staatsfinanzen im Oktober: Defizit stieg um 336%
Der Ausweis des Schatzamtes über die Finanzen des Nationalstaates weist im Oktober 2016 ein primäres Defizit (ohne Zinsen, und ohne Zuschüsse der ZB und der ANSeS) von $ 62,96 Mrd. aus, 184% über dem gleichen Vorjahresmonat. Das echte Defizit, bei dem Zinsen hinzugezählt werden, aber bei den Einnahmen auch der Zuschuss der ZB und der ANSeS berücksichtigt wird, erreichte $ 77,50 Mrd., was $ 59,74 Mrd oder 336% mehr als im gleichen Vorjahresmonat ausmacht.
In 10 Monaten 2016 lag das primäre Defizit bei $ 286,02 Mrd. Für ganz 2016 sind im Haushaltsgesetz $ 378 Mrd. vorgesehen, so dass jetzt drei Viertel schon aufgebraucht wurden. Im November und Dezember müsste das primäre Defizit somit $ 46.000 pro Monat betragen, $ 17 Mrd. unter Oktober, was unwahrscheinlich erscheint. Das echte (als „finanziell“ bezeichnete) Defizit, mit Zinsen und ebenfalls mit Zuschüssen der ZB und der ANSeS , erreichte in 10 Monaten 2016 $ 261,46 Mrd, 66% über dem Vorjahr. Wenn man jedoch die Zuschüsse der ZB und der ANSeS auschliesst, weil es keine echten Einnahmen sind, dann liegt das echte Defizit viel höher. Bei der ZB handelt es sich um Abhebung des Buchgewinnes, der bei den Devisenreserven als Folge der Abwertung entsteht; und beim ANSeS-Fonds handelt es sich um einen Gewinn, der für die Rentner und nicht für das Schatzamt bestimmt ist.
Die primären Ausgaben (ohne Zinsen) lagen mit $ 1,52 Bio.in 10 Monaten um 32,2% über dem Vorjahr, während die primären („laufenden“) Einnahmen mit $ 1,23 Bio. internauell um 25,9% stiegen. Die Sozialausgaben (Pensionen, Hinterbliebenenrenten, Familienlohn, Kindergeld u.a.) stiegen um 38,4% auf $ 576,99 Mrd., und die Einnahemn aus Beiträgen und Steuern für die ANSeS stiegen um 33% auf $ 452,77 Mrd. Die Information des Schatzamtes ist unvollständig, wobei besonders die Zahlen über die stark gestiegene Zinslast fehlen, ebenfalls über die Kapitalausgaben.
Wirtschaft
Die Reform der Gewinnsteuer
Die Reform der Einkommenssteuer, die in Argentinien seit 1974 Gewinnsteuer benannt wird (was falsch ist, weil der Gewinn nicht ein Synonym von Einkommen, sondern eine Kategorie ist), wurde von Präsident Mauricio Macri während der Wahlkampagne versprochen. Ein Teil des Versprechens wurde erfüllt, indem das steuerfreie Minimum für Arbeitnehmer erhöht wurde, was danach jedoch durch bedeutende Lohnerhöhungen zum grossen Teil wieder ausgeglichen wurde, so dass per Sado mehr Arbeitnehmer die Steuer zahlen.
Am Dienstag hat die Regierung ein Reformprojekt im Kongress eingebracht, das eine Erleichterung für Steuerzahler darstellt, jedoch nicht so grosszügig wie erwartet ist. Die Reform soll ab 1. Januar 2017 gelten, auch wenn sie erst im Laufe des nächsten Jahres verabschiedet wird. Ursprünglich sollte der Höchstsatz bei der Steuer auf natürliche Personen von 35% auf 45% angehoben werden. Bis 1990 bestand dieser Satz schon, aber nur bei wirklich hohen Einkommen, wurde jedoch damals auf Initiative von Wirtschaftsminister Néstor Rapanelli auf 35% gesenkt. Und seither blieb es so. Inzwischen hat sich der Oberste Gerichtshof schon bei anderen Gelegenheiten über den Höchstsatz bei Steuern ausgesprochen und dabei mehr als ein Drittel als konfiskatorisch bezeichnet. Somit hat Finanzminister Alfonso Prat Gay sein ursprüngliches Projekt zurückgezogen. Es bleibt jetzt bei 35% als Höchstsatz.
Das Projekt sieht eine Erhöhung des steuerfreien Minimums um 15% vor. Da mit einer höheren Inflationsrate gerechnet werden kann, bedeutet dies eine reale Verringerung. Bei der progressiven Skala wird der Satz der ersten Stufe von 9% auf 5% gesenkt. Und dann werden die Stufen der Progression erweitert und die Sätze auch gesenkt. Doch dies soll schrittweise in den Jahren 2017, 2018 und 2019 erfolgen.
Das Projekt verringert die Abzüge für Famileinausgaben. Der Abzug für Kinder wird von 24 Jahren auf 18 herabgesetzt, und der Abzug für Ehepartner, Eltern und Grosseltern wird abgeschafft.
Gesamthaft sinkt die Steuerlast bei verheirateten Arbeitnehmern mit zwei Kindern unter 18 Jahren folgendermassen: bei einem Nettomonatseinkommen von $ 30.000 von jetzt 3,19% auf 0,81%, bei $ 40.000 von 10,53% auf 4,85%, bei $ 50.000 von 15,42% auf 9,48% und bei $ 60.000 von 18,69% auf 13,07%. Bei ledigen Arbeitnehmern liegt der durchschnittliche Satz höher und erreicht bei $ 60.000 15,12%, gegen bisher 22,26%. Der Einnahmeverlust des Fiskus wird bei dieser Reform auf $ 27,5 Mrd. veranschlagt.
Sergio Massa, von der Erneuerungsfront, hat gleichzeitig ein Reformprojekt vorgestellt, aber noch nicht dem Kongress vorgelegt, das viel grosszügiger ist und den Fiskus um die $ 100 Mrd. kosten würde. Massa will dies zum grossen Teil durch Besteuerung von Zinsen, Kapitalgewinnen, einer Steuer auf den Bergbau u.a. Steuern ausgleichen, was jedoch zunächst theoretisch erscheint. Beim Massa-Projekt würde ein verheirateter Arbeitnehmer mit zwei Kindern und einem Nettoeinkommen von $ 60.000 monatlich nur 9,35% zahlen. Aber ausserdem schliesst er Pensionäre und Hinterbliebenenrentner unter $ 60.000 u.a. monatlich ganz aus.
Die parlamentarische Diskussion bezieht sich zunächst auf das offizielle Projekt und nicht das von Massa. Doch seine Deputierten dürften versuchen, Änderungen im Sinne seines Projektes einzufügen, wobei voraussichtlich auch andere Oppositionsabgeordnete für Reformen eintreten dürften, die den Fiskus noch viel mehr kosten.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,75, gegen $ 15,73 eine Woche zuvor, und lag dabei um 17,45% über Ende Dezember 2015. Die ZB-Reserven betrugen u$s 37,56 Mrd., gegen u$s 37,87 Mrd., in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.1.216 bei u$s 15,92, zum 31.3.17 bei $ 16,74, zum 30.6.17 bei $ 17,54 und zum 31.10.17 bei $ 18,54. Der Terminkurs per Ende Oktober 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 20,80%. Der Schwarzkurs, der sich jetzt einen sehr geringen Umfang aufweist, lag leicht über dem offiziellen Kurs.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Sprung von 5,12%, und liegt somit um 48,75% über Ende Dezember.
***
Die argentinischen Staatspapiere standen letzte Woche unter Angebotsdruck. In einer Woche zum Mittwoch fanden folgende Veränderungen statt: Argentina 2019: +0,06%; Argentina 2021: +0,05%; Argentina 2026: -0,43%; Argentina 2046: -2,72%; Bonar 2024: +0,09%.
***
Gold wurde letzte Woche in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 297,50 gehandelt (Vorwoche: $ 290) und bei 24 Karat zu $ 425 ($ 414,28).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis ( Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 21.11.16 um 33,36%, wobei die Expansion in den letzten 30 Tagen mit 5,74% sehr gross war. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in der gleichen Periode um 24,82%, wobei auch hier die Zunahme in der letzten Woche mit 4,53% hoch war.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 21.11.16 um 26,16% auf $ 1,49 Bio., und die Pesokredite nahmen um 15,22% auf $ 923,04 Mrd. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 169,43% auf u$s 27,92 Mrd., und die Dollarkredite um179,51% auf u$s 9,08 Mrd.
***
Am Mittwoch vereinbarten die Ministerin für Soziale Entwicklung, Carolina Stanley und Arbeitsminister Jorge Triaca mit Vertretern sozialer Gruppen (Barrios de Pié, Corriente Clasista y Combativa und Confederación de Trabajadores de la Economía Popular), dass der Staat $ 30 Mrd. (was fast u$s 2 Mrd. entspricht) bis 2019 für soziale Programme bestimmt, die für die schwächsten Bereiche der Gesellschaft gedacht sind. Dabei haben die Vertreter der genannten sozialen Gruppen ihre Forderung bei Seite gelassen, dass das Kindergeld um 15% erhöht werde und eine Million Arbeitsplätze bei Arbeitsgenossenschaften geschafft werden.
***
Der Senat hat mit 51 gegen 8 Stimmen das Gesetzesprojekt angenommen, das Richtlinien für die Aufteilung der offizielle Werbung einführt. Jetzt fehlt die Zustimmung der Deputiertenkammer. Das Projekt schafft ein Register, genannt RENAPO, und bestimmt, dass sich die Medien u.a., die Staatswerbung beanspruchen, eintragen müssen. Des weiteren werden Kriterien festgesetzt, wie die Reichweite, die Art der Botschaft, die Förderung des Föderalismus und die Vielfalt der Stimmen. Die Staatswerbung war dieses Jahr um 75% verringert worden. Unter den Kirchners hat der Staat anormal hohe Mittel für Mitteilungen und Werbung vergeben, doch fast ausschliesslich an eigene oder regierungsfreundliche Medien, was ein Skandal war. Nachdem dies mit der Macri-Regierung aufgehört hat, haben mehrere K-Zeitungen und K-Zeitschriften aufgegeben, während man bei anderen, wie Página/12, nicht weiss, wer sie finanziert. (Ist es Cristina?)
***
Die nationale Wertpapierkomission (CNV, Comisión Nacional de Valores) hat einen zweiten geschlossenen Investitionsfonds zugelassen, der für Weisswaschung bestimmt ist. Es handelt sich um „SBS Asset Management Pampa Energía“, der vom Konzern von Marcelo Mindlin kontrolliert wird und in drei speziphischen Energieprojekten investieren wird. Es bestehen noch über zehn weitere Fonds dieser Art, die auf die Genehmigung warten. Indessen erwarten diese Fonds allgemein, dass das neue Kapitalmartkgesetz verabschiedet wird, dass ihnen die gleiche steuerliche Behandlung wie den offenen Anlagefonds gesteht, und dabei die doppelte Besteuerung vom Gewinn abschafft.
***
Die ZB arbeitet an einem neuen Zahlungsystem, benannt Debin („débito inmediato“), dass in einer Überweisung über Internet besteht, bei der der Empfänger und nicht der Inhaber des Bankkontos, das belastet wird, die Zahlungsanweisung erteilt. Gegenwärtig erfolgen viele Zahlungen über eine automatische Belastung des Kontos bei einer Kreditkarte, wobei das Saldo dann automatisch dem Bankkonto des Inhabers belastet wird. Dabei enstehen jedoch Provisionen, die mit dem neuen System abgeschafft werden. Ebenfalls erfolgen schon direkte Belastungen der Bankkonten über das sogenannte COELSA-Netz. Hier wird jedoch eine Frist von 48 Stunden zwischen der Belastung des Kontos und dem Empfang des Geldes durch den Gläubiger eingeschaltet, die beim neuen Debin-System entfällt.
***
Die Regierung hat im Kongress ein Gesetzesprojekt über die Rahmenordnung des Kapitalmrktes eingebracht, das in seinen 187 Artikeln mehrere bestehende Gesetze ändert, darunter besonders das letzte der Regierung von Cristina Kirchner über das gleiche Thema. Jetzt wird die Möghlichkeit der Intervention von Unternehmen ohne richterliche Anweisung abgeschafft (Artikel 20 des Gesetzes 26.831), die in der Kirchner-Reform enthalten war und als Methode einer kalten Enteignung eingesetzt werden konnte. Eine ebenfalls wichtige Reform besteht darin, dass lokal ausgegebene Obligationen in Dollar vom Artikel 765 des Zivilgesetzbuches ausgenommen werden, der die Zahlung in Pesos zum offiziellen Wechselkurs erlaubt. Jetzt müssen Dollarobligationen in Dollar getilgt werden. Das neue Projekt stellt den Schutz der Anleger in den Vordergrund.
***
Der Umsatz der Supermärkte erreichte im September 2016 $ 23,60 Mrd., 29,7% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. In 9 Monaten 2016 lag der Umsatz mit $ 206 Mrd. um 27,1% über dem Vorjahr. Doch in Córdoba betrug die Zunahme 34,6%, in 24 Bezirken von Gross buenos Aires 33,7%, in Chubut 32,2% und in der Stadt Buenos Aires 32%. In anderen Gegenden lag die innerjährliche Zunahme unter dem landesweiten Durchschnitt. Doch auf alle Fälle lag die Zunahme unter der Inflation, was einmal einen geringeren Mengenumsatz zum Ausdruck bringt, dann aber auch einen Übergang auf billigere Produkte, ein Phänomen, das in Rezessionszeiten stark auftritt.
***
Der Gesamtumsatz der Shopping-Centers lag im September mit $ 3,93 Mrd. um 21% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. In 9 Monaten 2016 waren es $ 36,70 Mrd., 24,5% über dem Vorjahr.
***
Das Staatssekretariat für öffentliche Mitteilung, geleitet von Jorge Grecco, hat das System der Zahlung der Sozialbeiträge der K-Zeitung „Tiempo Argentino“ und der K-Zeitschrift Veintitrés gegen offizielle Werbung ausser Kraft gesezt. Dieses System, das im Juni 2014 per Dekret geschaffen wurde (das noch nicht ausser Kraft gesetzt wurde), war von vorne herein illegal und hätte von der Macri-Regierung schon im Dezember 2015 abgeschafft werden müssen. Jetzt verbleibt für die Herausgeber der genannten Medien eine Schuld von $ 53,7 Mio., über 90% des Betrages, des ursprünglichen Tauschgeschäftes. Mit anderen analogen Fällen sollte der Staat dabei $ 8 Mrd. an Anzeigen in K-Medien finanzieren, wobei $ 6 Mrd. zum Glück noch nicht ausgezahlt wurden. Da dieses willkürliche Tauschgeschäft, das in der Praxis nur bei wenigen Medien angewendet wurde, keine legale Grundlage hat, besteht hier auch eine direkte Verantwortung der damaligen Präsidentin, Cristina Kirchner und der direkt zuständigen Beamten, an erster Stelle der Kabinettschefs.
***
Die Kirchner-Hotels in Calafate, Provinz Santa Cruz, sind entweder geschlossen oder kaum besetzt, und in allen Fällen heruntergekommen. Los Sauces bietet dieses Jahr kein Hoteldienste an, Las Dunas verzeichnet sehr wenig Übernachtungen, und Alto Calafate, das exklusivste der Kirchner-Hotels, ist beschädigt, und das Fehlen von Instandhaltung macht sich zunehmend bemerkbar, wobei bestenfalls 30% der Zimmer besetzt sind, was die Kosten nicht deckt. Dieses Hotel wurde von Juan Carlos Relats (und nach dessen Tod von seiner Tochter Silvina) verwaltet, der eine Pauschalmiete von u$s 50.000 pro Monat zahlte.Als Gegenleistung erhielt er Aufträge für öffentliche Bauten für insgesamt u$s 1,6 Mrd. Ebenfalls wurden Zimmer dieser Hotels an das Bauunternehmen Austral Construcciones, von Lázaro Baez, vermietet, das Millionenbeträge zahlte aber sie nicht verwendete und auch nicht verwenden konnte, weil sich die Hotels zu weit entfernt von den Bauten befinden, und Arbeiter nicht in 5-Sterne Hotels untergebracht werden. Diese Hotels waren eine phänomenale Fehlinvestition von Néstor Kirchner, und stehen jetzt vor der endgültigen Schliessung und dem Verfall. Calafate ist kein echter Tourismusort, weil es nur den Gletscher als Attraktion bietet. Sonst gibt es nichst zu sehen und zu tun. Ausserdem sind im Winter die Tage sehr kurz, und die Entfernung zu Buenos Aires ist etwa doppelt so gross wie nach Bariloche, das ohnehin viel mehr beitet.
***
Der Unternehmer Lázaro Baez, der sich in Haft befindet, schuldet bei seinem Unternehmen „Austral Construcciones“ $ 33 Mio. an Beitragen wegen Sozialabgaben der Belegschaft. Er gab bei seiner Verteidigung an, dass die Regierung ihm Geld schuldig geblieben sei. Indessen steht dies im Widerspruch zum Vermögen, das jetzt an Hand seiner Immobilien auf u$s 2,2 Mrd. geschätzt wurde, und auch mit der Tatsache, dass ihm bei den ihm zugeteilten öffentlichen Bauten Überpreise von ca. 65% nachgewiesen wurden. Abgesehen davon, zahlte das Strassenbauamt „Vialidad Nacional“ die Bauzertifikate von Baez pünktlich und sogar im Voraus, während es sonst einen grossen Verzug gab.
***
Der Index der Industrieproduktion der Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner weist für Oktober 2016 einen interanuellen Rückgang von 5,7% aus. Somit liegen die ersten 10 Monate 2016 um 3,3% untr dem Vorjahr.
***
Der landesweite Stromkonsum lag im Oktober 2016 um 7,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Stiftung Fundelec. Der Konsum sank bei Haushalten um 8,9% (was auf höhere Temperaturen als im Vorjahr zurückgeführt wird), in der Industrie um 8,2%, und beim Handel um 3,2%. Besonders stark war der Rückgang in der Bundeshauptstadt und den 24 Bezirken der Umgebung: -9,6%. Im Rest des Landes waren es im Durchschnitt -5,8%, aber mit grossen regionalen Unterschieden.
***
Die Argentinische Handelskammer (CAC, „Cámara Argentina de Comercio y Servicios“) hat bei der nationalen Kommission für Konkurrenzschutz Klage gegen Prisma Medios de Pagos, Betreiber der VISA-Karten, wegen Missbrauch der dominierenden Marktpositon eingereicht. VISA habe einen Anteil von 80% an den Kreditkartegeschäften und 72% bei Zahlkarten. Dies führe u.a. dazu, dass VISA immer die höchste gestattete Provison fordere, ebenfalls sehr hohe Zinsen bei Käufen in Ratenzahung fordere. Die nationale Kommission für Konkurrenzschutz hatte im August schon ein Gutachten in ähnlichem Sinn bekanntgegeben, was dann zur parlamentarischen Initiative zur allgemeinen Senkung der Provisionen geführt hat, die in Argentinien viel höher als in anderen Ländern sind.
***
Industrieminister Francisco Cabrera kündigte bei der 22. Gipfelkonferenz des Industrieverbandes „Unión Industrial Argentina“ ein Gesetzesprojekt an, das unmittlbar im Kongress eingereicht werden soll, das lokale Unterhmen bei der Vergebung von öffentlichen Aufträgen bevorzugt. Ausserdem sollen die bestehenden Subventionen für lokal erzeugte Kapitalgüter für 5 Jahre verlängert werden, wobei jedoch eine höhere lokale Integration der Maschinen und Anlagen gefordert werde. Dann sollen die Rückvergütungen für den Export von Industrieprodukten erweitert werden. Und schliesslich sollen die Raten bei der Finanzierung vom Verkauf dauerhafter Konsumgúter von 12 auf 18 Monate erhöht werden.
***
Der japanische Premierminister Shinzo Abe erklärte anlässlich des Besuches, den er Präsident Mauricio Macri abstattete, dass die japanische Jetro, die Amtsstelle für Förderung des Exportes, die Unternehmen, die in Argentinien investieren, unterstützen werde. Das bezieht sich bei finanzierten Kapitalgütgerlieferungen auf Garantien für das politische Risiko, die unter den Kirchner-Regierung nicht vergeben wurden. Danach gab der japanische Botschafter in Argentinien, Noriteru Fukushima, bekannt, dass die Unternehmen seines Landes binnen drei Jahren u$s 6 bis u$s 9 Mrd. in Argentinien investieren würden. Bisher waren die japanischen Investitionen, mit etwa u$s 100 Mio. jährlich, geringt. Der bilaterale Aussenhandel soll jetzt auch erweitert werden. 2015 betrugen die argentinschen Exporte nach Japan u$s 1,22 Mrd., und die Importe u$s 572 Mio. Jetzt hat die japanische Firma Mitsui angekündigt, sie werde bis 2019 400.000 Tonnen Sojamehl pro Jahr kaufen, was einem jährlichen Betrag von ca. u$s 700 Mio. entspricht. Auf der anderen Seite hat die japanische Marubeni einen Vertrag mit der Eisenbahnverwaltung für die Lieferung von Bremsen und Signalsystemen für u$s 63 Mio. abgeschlossen.
***
Der Garantiefonds der ANSeS hat sein Aktienpaket von Petrobras Argentina, das 11,85% des Kapitals ausmacht, für u$s 156 Mio. an Pampa Energía verkauft. Der Preis liegt um 4,54% über dem gegenwärtigen Börsenwert und 3,22% über dem Buchwert der ANSeS. Pampa Energía (kontrolliert von Marcelo Mindlin) musste eine Offerte an alle Minderheitsaktionäre zum gleichen Preis machen, den sie an den Kontrollaktionär gezahlt hat („tender offer“). Die ANSeS verliert jetzt auch die Direktoren, die sie bisher beim Direktroium hatte.
***
Der Preis für gebrauchte Wohnungen in der Bundeshauptstadt liegt bei durchschnittlich u$s 2.124 pro Quadratmeter, 6,6% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Firma ZonaProp, die sich auf Studien über den Immobilienmarkt spezialisiert. In 2 Jahren zum November 2016 stiegen die Dollarwerte um 9,9%.
***
In diesem Jahr wurden in Argentinien 20 Fusionen und Unternehmenskäufe für insgesamt u$s 2,24 Mrd. abgeschlossen, berichtet die Consulting-Firma First, die darauf hinweist, das diese Geschäfte unter der Macri-Regierung stark zugenommen haben. Der grösste Kauf war der von Petrobras Argentina durch Pampa Energía fur u$s 765; Peroquimica SI kaufte Petroquen für u$s 184 Mio.; Grupo Clarín kaufte Nextel für u$s 178 Mio.; Vicentin kaufe die Einheit für die Yoghurt-Herstellung von Sancor für u$s 100 Mio.; der Fonds Fintech kaufte das Mehrheitspaket von Telecom für fast u$s 900 Mio.
***
Bei der Lebac-Ausschreibung vom Dienstag hat die ZB den Zinssatz für Titel auf 35 Tage um einen halben Prozentpunkt auf 25,25% gesenkt. Entsprechend sanken auch die Zinssätze für längere Fristen, bis auf 22,95% bei 266 Tagen. Die ZB hat um $ 10,25 Mrd. mehr Lebac untergebracht als der Betrg der Amortisation bestehender Lebac. Zusätzlich hat die ZB Lebac für $ 27.75 Mrd. auf dem sekundären Markt gekauft. Vom gesamten Betrag der zugeteilten Lebac entfielen $ 75,79 Mrd. auf 35 Tage, $ 11,94 Mrd. auf 56 Tage, $ 8,54 Mrd. auf 84 Tage, $ 1,71 Mrd. auf 147 Tage, $ 0,42 Mrd. auf 220 Tage und 1,11 Mrd. auf 266 Tage. Der Lebac-Bestand der ZB wird immer kurzfristiger, was gefährlich ist, wenn sich die Banken zurückhaltend verhalten und weniger Offerten einreichen, als die Amortisationen ausmachen.
***
Finanzminister Prat Gay bestätigte, dass das halbe monatliche Zusatzgehalt vom Dezember von der Gewinnsteuer befreit werde. Doch wie verlautet, soll es dabei eine Höchstgrenze von $ 15.000 geben, was einem Jahresbetrag von $ 30.000 entspricht. Der Zusatzlohn wird auf alle Fälle bis zum Höchstsatz steuerfrei bleiben.
***
Präsident Macri hat in seiner Rede anlässlich der Konferenz des Industrieverbandes „Unión Industrial Argentina“ erklärt, dass die bestehenden Gesamtarbeitsverträge reevidiert werden sollen. Er sagte, Argentinien könne international nicht mit Arbeitsabkommen des vorigen Jahrhunderts konkurrenzfähig sein. Arbeitsminister Jorge Triaca fügte nachher hinzu, man müsse eine seriöse Debatte über die Arbeitsverträge einleiten, die eine veraltete Realität zum Ausdruck bringen. Im Grunde geht es jedoch mehr um die Arbeitsgesetzgebung und die Haltung der Richter als um die Arbeitsverträge.
***
Die Regierung hat den gewerkschaftlichen Sozialwerken letzte Woche $ 1,78 Mrd. überwiesen, die bei den Zahlungen der Arbeitnehmer für den Fonds einbehalten wurden, der für die Finanzierung der Behandlung teurer Krankheiten bestimmt ist. Unter den Kirchner-Regierungen hatte der Staat den Betrag einbehalten und die Zahlungen eingestellt.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der Stellenabbau bei Volkswagen wird in Lateinamerika 7000 Stellen treffen. In Brasilien sollen im Laufe der nächsten fünf Jahre 5000 und in Argentinien weitere 2000 Jobs gestrichen werden, teilte die brasilianische Filiale des Konzerns am Freitag dem Nachrichtenportal G1 mit. Weltweit soll die Kürzung 30 000 Arbeitsplätze treffen, 23 000 von ihnen auf deutschen Standorten, hatte das Unternehmen auf einer Pressekonferenz in Wolfsburg bekanntgegeben. (dpa)
***
In Bolivien hat die Regierung den Notzustand verhängt, weil das Länd die schwerste Dürre in 25 Jahren erlebt, was u.a. zur Rationierung der Wasserversorgung in weiten Gebieten und auch in der Hauptstadt La Paz gezwungen hat. Präsident Evo Morales brachte seine Sorge über den Klimawandel zum Ausdruck, und wies in diesem Zusammenhang auf die Notwendigkeit hin, Investitionen für die Wasserversorgung durchzuführen. Die Dürre hat auch sehr schädliche Folgen für die Landwirtschaft.
***
Brasiliens Präsident Michel Temer ertklärte, die Staatsschuld, die gegenwärtig 70,7% des BIP ausmacht, werde 2024 so hoch wie das Bruttoinlandsprodukt sein, wenn die Staatsausgaben nicht stark verringert werden. In diesem Sinn hat der Senat schon das Projekt der Einfrierung der Staatsausgaben, in konstanten Werten, angenommen, wobei noch die Verabschiedung durch die Deputiertenkammer fehlt. Jetzt will Temer auch das Pensionierungssystem reformieren, um die Zahlungen einzuschränken, die aus den Fugen geraten sind. Das Defizit der Staatsfinanzen beläuft sich dieses Jahr auf 10% des BIP, zum zweiten Jahr in Folge, was unhaltbar ist. Das BIP ist im 3. Quartal 2016 im internauellen Vergleich wieder gefallen.
***
Geschäftsnachrichten
Los Grobo
Dieses grosse landwirtschaftliche Unternehmen, kontrolliert von Gustavo Grobocopatel, hat75% des Kapitals an den Fonds „Victoria Capital Parnters“ verkauft, der gleichzeitig u$s 100 Mio. zum Kapital beiträgt. Los Grobo hat gegenwärtig einen Jahreumsatz von u$s 550 Mio., beschäftigt über 700 Personen und bearbeitet insgesamt 50.000 Hektar, davon der weitaus grössten Teil von Dritten. Vor einigen Jahren waren es viel mehr. In Verbindung mit Agrifina befasst sich die Firma auch mit Agrarchemie, und über Frontac ist sie, in Verbindung mit dem staatlichen Technologieunternehmen INVAP (in Rio Negro) auf dem Gebiet der Präzisionslandwirtschaft tätig, und erzeugt Samen und auch Teigwaren. Los Grobo hat in Argentinien vor Jahren das Pool-System eingeführt, bei dem Landbesitzer ihr Land einer Firma übergeben, damit sie es bearbeitet, wobei dann der Gewinn nach einem vorbestimmten Schlüssel aufgeteilt wird. Dabei trägt der Landbesitzter auch das Risiko, was bei der Landvermietung nicht der Fall ist. Ebenfalls werden dann grössere Maschinen eingesetzt, die sich die meisten Landwirte nicht leisten können, und auch sonst wird die modernste Technologie verwendet, so dass das Land kostengünstiger bewirtschaftet wird.
Victoria Capital Partners übernimmt den Kapitalanteil des Brasilianers de Vinci, und den von Gabriela und Andrea Grobocopatel. Gustavo Grobocopatel, der die Firma kontrollierte, bleibt auch als Minderheitsaktionär Vorstandspräsident, mit Horacio Busanello als Geschäftsführer. Victoria zählt mit der Unterstützung der Internationalen Finanzkörperschaft, die Weltbanktochter für Finanzierung von Privatunternehmen, der niederländischen Bank FMO und der Universitat von Texas. In Argentinien war dieser Fonds schon vorher tätig, als DLJ-Fonds, der u.a. die Weinkellerei Peñaflor und die Firma Zucamor (Schachteln aus Pappe) gekauft hatte.
Longvie
Die lokale Firma Longvie, die sich mit der Herstellung von Öfen und Heizköpern befasst, hat jetzt auch Fabrikation von Thermotanks mit Solarheizung aufgenommen, in Verbindung mit dem Unternehmen Energe, von dem Präsident Macri eine Solaranlage für die Residenz von Olivos gekauft hat. Longvie beabsichtigt, 300 Thermotanks dieser Art pro Monat zu erzeugen. Dabei soll der Gaskonsum um 80% verringert werden. Longvie beschaftigt 780 Personen und hat einen Jahresumsatz von ca. $ 1 Mrd.
Volkswagen
Dieses Unternehmen wurde von der Zeitschrift “Prensa económica” mit dem argentinischen Exportpreis ausgezeichnet, der zum 29. Jahr in Folge erteilt wird, nachdem VW 2015 der grösste lokale Kfz-Exporteur war. Das Nutzfahrzeug, die “pick up” Amarok, wurde in 60 Länder exportiert, und auch das Modell Suran wurde viel ins Ausland geliefert.Ebenfalls wurden Getriebe, die VW in ihrer Fabrik in Córdoba erzeugt, nach vielen Ländern exportiert. Die Auszeichnung wurde vom Präsidenten der Banco Nación, Carlos Melconian, an VW-Präsident und Geschäftsführer Pablo Di Si übergeben.
McDonald`s
Präsident Mauricio Macri empfing am Freitag der Vorwoche den Vorsitzenden von Arcos Dorados, die die Restaurants der Kette McDonald´s in Lateinamerika in Konzession betreibt, Woods Staton, der ihm ein Investitionsprogramm von u$s 60 Mio. binnen fünf Jahren bekanntgab. Die 225 Lokale der Firma sollen erneuert werden, und weitere Lokale sollen hinzukommen. Die Belegschaft von 17.000 Personen soll mit dem Programm um weitere 1.000 erhöht werden.
Siemens
Dieser deutsche Konzern hat seine Beteiligung an der Ausschreibung für ein Kraftwerk mit kombiniertem Zyklus von 1.500 MW angekündigt, die am 9. Dezember stattfindet. Siemens geht hier zusammen mit Stoneway Energy. Die Firma hat schon die Errichtung von 683,5 MW verpflichtet, die im Rahmen des Beschlusses 21/2026 ausgeschrieben worden waren, in diesem Fall nicht nur mit Stoneway Energy, sondern auch mit Araucaria Energy und SPI Energy.
DYCASA
Dieses Bauunternehmen wurde von IRSA (von Eduardo Elsztain) verpflichtet, ein Hochhaus von 30 Stockwerken für Büros und insgesamt 50.000 qm Fläche, für $ 798,6 Mio. auf den Strasse Madero und Della Paolera, in der Bundeshauptstadt, zu bauen.
Remolcadores Unidos Argentinos
Dieses Unternehmen, das acht Schlepper in den Häfen von Buenos Aires, La Plata und Necochea betreibt, hat einen weiteren Schlepper für u$s 10 Mio. gekauft, der in der lokalen Werft Unidelta erzeugt wurde.
Sadesa
Dieser Konzern, der Kraftwerke in Argentinien betreibt, hat der Börse von Buenos Aires die Ausgabe von Obligationen für u$s 1 Mrd. auf 5 Jahre bekanntgegeben. Der Konzern gehört Carlos Miguens Bemberg (33,9%), Nicolás Caputo, dem Vetter von Macri (23%), Guillermo Reca (22,5%), der Familie Escasany (13,6%) und den Brüdern Ruete Aguirre (7%). Er betreibt Kraftwerke, die insgesamt 21.300 GwSt. Strom erzeugen, 16% der landesweiten Stromerzeugung, mit Wärmekraftwerken in Buenos Aires (Central Puerto), und in La Plata, Rosario und Mendoza, und dem Wassekraftwerk Piedra del Aguila, in Neuquen. Sadesa will die Kapazität jetzt um 2.100 MW erweitern, von denen 300 MW auf erneuerbare Energien entfallen.
Wirtschaftsübersicht
Die unaufhaltsame Erhöhung der Staatsausgaben nimmt ein böses Ende
Als die Macri-Regierung antrat, war allen Wirtschaftlern bewusst, dass die Staatsausgaben und das Defizit der Staatsfinanzen stark verringert werden mussten. Weder die Staatsquote von über 40% des BIP, gut 10 Prozentpunkte mehr als vor den Kirchners, noch das Defizit von gut 8% des Bruttoinlandsproduktes, waren auf die Dauer zu verkraften. Dennoch hat die Regierung als erstes die Staausausgaben weiter erhöht, was nur zum geringsten Teil durch Kürzung unnötiger Ausgaben ausgeglichen wurde. Ebenfalls wurden die Steuereinnahmen verringert, durch Abschaffung, bzw. Verringerung von Exportzöllen und Anhebung des steuerfreien Minimums bei der Einkommenssteuer. Dieses unverantwortliche Spiel mit zusätzlichen Ausgaben ist im ersten Jahr der neuen Regierung kontinuierlich weitergegangen, in der Vorwoche mit einem Sonderbonus zum Jahresende für Staatsangestellte, und der Ernennung als normale Beamte von 12.000 vertraglich für eine bestimmte Zeit verpflichteten Angestellten.
Das gleiche Problem hat sich schon in der Vergangenheit gestellt. Als die Militärregierung im März 1976 antrat, mussten auch die überhöhten Staatsausgaben gesenkt werden. Doch statt dessen haben die Militärs die Verteidigungsausgaben brutal erhöht, u.a. durch Käufe von Kriegsschiffen, hochmodernen Flugzeugen, Panzern und allem was dazugehört. Die Streitkräfte wurden auch an Zahl erhöht und besser bezahlt. Das konnte durch Kürzung anderer Staatsausgaben nicht entfernt ausgeglichen werden. Ebenfalls wurde die Steuerlast damals gesenkt, was zum Teil durch bessere Eintreibung ausgeglichen wurde. Als Gesamtergebnis verblieb ein untragbar hohes Staatsdefizit, das zum Teil mit Aufnahme von Schulden gedeckt wurde.
Als 1983 Raúl Alfonsín, von der Unión Cívica Radical, als Präsident antrat, stand er vor dem gleichen Problem. Doch als erstes erhöhte er die Staatsausgaben gewaltig mit einem Programm der unentgeltlichen Verteilung von Nahrungsmittelpaketen an mehrere Millionen arme und nicht so arme Familien, genannt PAN („Programa Alimentario Nacional“). Und dann führte das politische System zu erhöhten Ausgaben. Demokratie ist eben teuer. Danach hat Alfonsín auch nicht verhindert, dass im Kongress die Aufteilung der nationalen Steuern zwischen Nationalstaat und Provinzen zu Gunsten dieser geändert wurde, so dass die Bundesregierung weniger einnahm. All dies endete in Hyperinflation und seinem vorzeitigen Rücktritt.
Auch Carlos Menem (Justizialismus), der im Juli 1989 die Regierung übernahm, stand vor diesem Problem, an das er am Anfang nur zögernd heranging, u.a. mit der Privatisierung des staatlichen Telefonunternehmens und der Fernsehkanäle. Doch erst 1991 nahm er, mit Domingo Cavallo als Wirtschaftsminister, ein tiefgreifendes Programm in Angriff, mit umfassenden Privatisierungen u.a Massnahmen, so dass das Problem überwunden wurde, bis Menem am Ende seiner zweiten Amtszeit die Staatsausgaben wieder in die Höhe trieb, und eine unhaltbare Lage herbeiführte, die schliesslich in der grossen Krise von 2001/02 mündete, nachdem der Ende 1999 angetretene Präsident Fernando de la Rua (UCR mit Verbündeten) harte Massnahmen zur Überwindung der verfahrenen Lage scheute und das schwelende Problem einfach hinausschob, bis es explodierte.
Bei der Wahlkampagne von 2015 betonten die Kirchneristen, dass Macri die Staatsausgaben durch Senkung der Sozialausgaben, mit Abschaffung von Sozialprogrammen, kürzen werde. Macri geriet dabei in Zugzwang und musste beteuern, dass er das Gegenteil tun werde. Und so war es auch: das Kindergeld wurde sofort auf Familien erweitert, die es vorher nicht beziehen konnten, und es wurden nicht nur die bestehenden sozialen Subventionen beibehalten, auch die wenig sinnvollen, sondern es gab mehr staatliche Zuwendungen für allerlei soziale Zwecke, wie die Zahlung der Schulden an die Sozialwerke der Gewerkschaften. Auch die überhöhten Subventionen für öffentliche Dienste wurden zunächst beibehalten, und danach nur schrittweise verringert. Und dann kam die Zahlung von Schulden an Rentner und die Schaffung einer allgemeinen Altersrente hinzu. Gewiss war es richtig, die Schulden an Pensionäre und Hinterbliebenenrentner zu zahlen, da es sich im Wesen nur darum handelte, dass das Gesetz eingehalten wurde. Auch die Erweiterung des Kindergeldes war sozial in Ordnung. Aber der Staat hat eben nicht die Mittel, um seine soziale Grosszügigkeit zu finanzieren.
Ununterbrochen kamen neue Ausgaben hinzu. Die Tatsache, dass die Regierungskoalition „Cambiemos“ keine eigene Mehrheit im Parlament hat, und besonders im Senat spärlich vertreten ist, zwingt Macri ständig zu Kompromissen. Die Gouverneure, die fast alle zu Oppositionsparteien gehören, weisen ihre Senatoren und Deputierten an, für Gesetze zu stimmen, die die Regierung im Kongress eingebracht hat, fordern dabei aber als Gegenleistung staatliche Zuschüsse.
Jetzt hat der Senat den Gipfel der Unverantwortlichkeit erreicht, mit der Genehmigung eines Gesetzesprojektes, das von den Gewerkschaften befürwortet wird und eine Erhöhung des Kindergeldes um 15% bestimmt, sowie die Schaffung von einer Million Arbeitsplätzen durch den Staat, was alles um die $ 50 Mrd. jährlich kosten würde. Das Projekt schafft auch einen Rat der populären Wirtschaft, der in 180 Tagen einen zusätzlichen Soziallohn für Schwarzarbeiter schaffen soll, was dann noch etliche Milliarden mehr kosten würde. Zum Glück besteht keine Aussicht, dass dieses wirklichkeitsfremde Projekt in der Deputiertenkammer genehmigt wird.
Doch die Gewerkschaftszentrale CGT gibt nicht auf. Am Freitag der Vorwoche hat sie mit sozialen Gruppen, die ständig mit Strassensperren auftreten, einer Kundgebung in der Stadt einberufen, um Druck für das Gesetz auszuüben. Doch die Beteiligung war mit höchstens 40.000 Personen (weit unter den 200.000, die die CGT angegeben hat) spärlich. Die Reden, die bei der Veranstaltung gehalten wurden, gingen an den echten Sorgen der Arbeiter, die Rezession und die Gefahr, dass sie ihren Arbeitsplatz verlieren, vorbei. Die Gewerkschaftsführer hatten mit einem Generalstreik gedroht, den niemand wollte, und mussten sich mit einer Kundgebung zufrieden geben, die sofort vergessen war. Im Grunde hat die Regierung gesiegt.
Auch der landwirtschaftliche Verband „Federación Agraria Argentina“, fordert mehr Geld vom Staat, um die kritische Lage der sogenannten „regionalen“ Landwirtschaft zu überwinden, was sich an erster Stelle auf die Produktion von Äpfeln und Birnen in Rio Negro bezieht. Ebenfalls fordern Rentner eine ausserordentliche Erhöhung der Pensionen, die zu den gesetzlich vorgesehenen hinzukommen soll. Und dann kommen noch Vertreter von Kleinunternehmen hinzu, die auch Geld vom Staat verlangen, um nicht schliessen zu müssen oder Entlassungen zu vermeiden. Die einzelnen Forderungen mögen noch so berechtigt sein, aber es ist eben kein Geld da.
Das Haushaltsprojekt für 2017 wurde im Parlament nur angenommen, nachdem zusätzliche Ausgaben für über $ 82,44 Mrd. aufgenommen wurden. Das soll angeblich, zumindest zum Teil, durch Ersparnise ausgeglichen werden, die im Laufe des Jahres 2017 entstehen, was eher als eine formelle Floskel aufgefasst werden dürfte. Das hohe Defizit der Staatsfinanzen, das dieses Jahr, richtig berechnet, über 8% des BIP ausmacht, dürfte 2017 mindestens ebenso hoch verbleiben. Doch mit einem Unterschied: dieses Jahr konnte die Regierung Schulden im Ausland aufnehmen, einmal, weil allgemein in der grossen Welt der Wille vorherrschte, die Macri-Regierung zu unterstützen. Das ist sozusagen ein Nebenprodukt der grundsätzlichen Politik der Regierung, sich wieder voll in die Welt einzugliedern, die geltenden Spielregeln einzuhalten, die Konfrontation zu vermeiden, und statt dessen Lösungen über Verhandlung und Kompromisse zu erreichen.
Zum zweiten ist der Ausgangspunkt der Macri-Regierung für die Schuldenaufnahme insofern günstig, als die Staatsverschuldung in Dollar gegenüber privaten Gläubigern (also ohne Weltbank, Interamerikanische Entwicklungsbank, Andenkörperschaft und Krediten von Staaten oder staatliche Ämtern), die die Regierung von Cristina Kirchner hinterlassen hat, mit knapp 10% des BIP sehr niedrig lag, so dass eine hohe Marge für Neuverschuldung bestand. Das wurde auch von der Macri-Regierung anerkannt. Die Kirchners haben die gesamte Staatsschuld nicht nur durch die Umschuldung und den Einsatz von Devisenreserven der ZB verringert, sondern gleichzeitig, und noch mehr danach, die Schuld von Dollar auf Pesos verlegt, wobei ein grosser Teil der Staatsschuld innerstaatlich ist, also bei der Zentralbank, der ANSeS, der Banco Nación u.a. Ämtern untergebracht wurde. Diese Schulden werden automatisch erneuert und, da sie zum allergrössten Teil in Pesos bestehen, im Laufe der Zeit verwässert.
Unter diesen Umständen stufen die internationalen Bänker das Risiko einer neuen Zahlungseinstellung von Seiten Argentiniens als niedrig ein. Doch wenn die Schuld jetzt weiter zunimmt, dann überlegen sich die Bänker gelegentlich den Fall anders, umso mehr wenn gleichzeitig die Zinsen international steigen. Schliesslich werden sich die Bänker auch Sorgen über die Beibehaltung des hohen Staatsdefizites in Argentinien machen und entsprechend vorgehen.
Wenn somit die Deckung des Defizites durch Auslandskredite beschränkt wird, und ebenfalls die Steuereinnahmen (real) nicht erhöht werden können, dann wird der Fehlbetrag weitgehend durch Geldschöpfung gedeckt, was die Inflation anheizt und zusätzliche Probleme schafft. Dabei stellt sich die Frage, ob die Regierung schliesslich nicht rechtzeitig, und sei es in der letzten Minute, reagiert, oder ob es wieder zu einer extremen Krise kommen muss, die dann die politischen Bedingungen schafft, um das Problem zu überwinden. Paradoxerweise ist es so, dass die Hyperinflation, und eventuell auch eine andauernde oder tiefe Rezession, die politischen Bedingungen herbeiführt, die der Regierung Massnahmen erlauben, die zur Überwindung der Lage notwendig sind. Wobei jedoch auch die Gefahr besteht, dass dies das vorzeitige Ende einer Regierung bedeutet. Wie bei Isabel Perón, Raúl Alfonsín und Fernando de la Rúa.
Wirtschaftsübersicht
Die zunehmende Dollarisierung der Wirtschaft
Der US-Dollar ist seit Jahrzehnten in Argentinien eine Zweitwährung. Das ist eine Folge der Inflation, die in Argentinien seit 1945 chronischen Charakter hat, und nur von Mitte 1991 bis Ende 2001 unterbrochen wurde. Von den drei Eigenschaften des Geldes, nämlich als Zahlungsmittel, als Wertmesser der Güter und als Sparmittel zu dienen, hat der Peso nur die erste behalten, während der Dollar die beiden anderen übernommen hat. Das ist eine Tatsache, die der Gesellschaft voll bewusst ist und ihr Verhalten bedingt. Die Regierungen neigen oft dazu, dies zu ignorieren, und wollen der Gesellschaft den Peso aufzwingen. Das funktioniert jedoch nicht und schafft nur Probleme. Man muss anerkennen, dass Argentinien faktisch ein bimonetäres Währungssystem hat, was kein Hindernis für die Wirtschaft sein sollte. Im Gegenteil: wenn die drei Hyperinflationen, die das Land erlebt hat, jeweils mit Höhepunkt im März 1976, 1989 und 1990, die Wirtschaft nicht zerstört haben, so einmal, weil sie kurz waren, aber dann auch, weil es einen bedeutenden Zahlungsbreich in Dollar gab, der normal weiterging und dabei zunahm. Beiläufig sei bemerkt, dass Immobilienübertragungen allgemein in Dollar vollzogen werden, auch wenn dann Pesowerte gebucht werden.
In den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts hat Wirtschaftsminister Cavallo diese Tatsache berücksichtigt, und auch Menem davon überzeugt, der ohnehin einen tiefen Spürsinn für das Empfinden der Gesellschaft hatte, und den Fall eventuell besser als sein Minister verstanden hat. Abgesehen von der sogenannten Konvertibilität, mit einem festen Wechselkurs von eins zu eins zum Dollar, wurde damals auch der Dollar als lokale Währung zugelassen. Es gab Spar- und Girokonten in Dollar, auch Dollarschecks, und Zahlungen in Dollar für interne Transaktionen waren legal. Die Banken erteilten daraufhin auch Kredite in Dollar, was besonders langfristige Kredite erlaubte, die u.a. für Hypoteken für Wohnungskäufe eingesetzt wurden.
Das System funktionierte sehr gut, bis es im Zuge der Krise von 2001/02 von der Duhalde-Regierung in unverantwortlicher Weise zerstört wurde. Damals kam die Mentalität des faulen Schuldners, die in Argentinen weit verbreitet ist, stark zum Vorschein, und Duhalde gab dem Druck der Dollarschuldner nach, von denen der grösste Brocken auf grosse Landwirte und Grossunternehmen entfiel. Ihnen wurde zugestanden, die Dollarschulden zum Kurs von eins zu eins in Pesos zu zahlen, was in der Praxis einem Riesengeschenk gleich kam, das die Sparer und indirekt die ganze Bevölkerung bezahlten. Hier hat Eduardo Duhalde gezeigt, dass er kein Staatsmann war. Denn er hat der argentinischen Wirtschaft dabei einen Schaden verursacht, der bis heute andauert. Die richtige Lösung wäre die Beibehaltung der Dollarschulden als solche gewesen, aber eventuell mit der Möglichkeit, die unmittelbaren Amortisationszahlungen hinauszuschieben.
Die Kirchner-Regierungen haben die Politik, den Dollar vom internen Kreislauf und als Sparmittel zu verdrängen, weitergeführt, und dabei sogar den Kauf von Dollar für Sparzwecke zunächst verboten, und dann kontingentiert. Ebenfalls wurde der Kauf von Dollar für Auslandsreisen erschwert, mit einem Aufschlag als Anzahlung auf die Gewinnsteuer.
Die Regierung von Mauricio Macri hat sich sofort um die Rückkehr zur Normalität bemüht, und als erstes das Verbot des Devisenkaufs durch Sparer aufgehoben, danach auch die Steuer auf Dollarkäufe für Auslandsaufenthalte, und schliesslich noch weitere flankierende Massnahmen getroffen. Aber sie steht hier noch auf halber Strecke. Ist sich die Wirtschaftsführung, also an erster Stelle Finanzminister Alfonso Prat Gay und ZB-Präsident Federico Sturzenegger, bewusst, dass sie voll zum bimonetären System zurückkehren müssen, das in den 90er Jahren bestand, als conditio sine qua non für wirtschaftliche Normalität und Wachstum? Denn eine Wirtschaft, in der die Ersparnisse nicht in Form von Krediten eingesetzt werden, leidet unter einer Wachstumshemmung.
Die Gesellschaft schreitet in dieser Beziehung schneller als die Regierung voran. Von den gesamten Bankdepositen entfallen jetzt, in Pesos umgerechnet, 22% auf Dollardepositen, während es vor einem Jahr nur 8% waren. Von den Bankkrediten entfallen 14% auf Dollar, gegen 5 % vor einem Jahr. Die Sparer haben offensichtlich wieder mehr Vertrauen, und deponieren Dollar bei den Banken, statt sie in Bar zu halten, zu Hause oder einem Bankfach, oder sie im Ausland anzulegen. Dennoch besteht weiter eine hohe Kapitaflucht, die jetzt bis zu u$s 1,5 Mrd. monatlich erreicht und auch den lokalen Kauf von Dollarnoten einschliesst.
Die ZB tut jedoch kaum etwas, damit diese gesparten Dollar in Argentinien in Form von Krediten eingesetzt werden. Den Banken muss an erster Stelle gestattet werden, Dollarkredite für allerlei Zwecke, besonders langfristige Hypothekarkredite, zu erteilen, statt nur für Finanzierung von Geschäften, die mit dem Aussenhandel zusammenhängen. Bisher wird von den Dollardepositen nur 36% ausgeliehen, obwohl es laut ZB-Bestimmung 80% sein können. Dabei sollte ein System geschaffen werden, durch das bei einem Abwertungssprung die Differenz in Raten gezahlt wird. Die Regierung will jetzt im neuen Gesetzesprojekt über den Kapitalmarkt den Artikel 765 des neuen Zivilgesetzbuches, der bestimmt, dass eine Dollarschuld in Pesos zum offiziellen Kurs bezahlt werden kann, für Obligationen in Dollar ausser Kraft setzen. Dieser Artikel muss jedoch allgemein abgeschafft werden, da sonst u.a. keine Hypthekarkredite in Dollar möglich sind.
Die Banken verfügen nicht über ausreichende Mittel, um die Nachfrage nach Pesokrediten zu decken, so dass diese real stark abgenommen haben, was eine rezessive Wirkung hat. Pesokredite müssen eben durch Dollarkredite ersetzt werden, und das wäre jetzt ohne weiteres möglich. Langfristig nimmt der Pesobetrag bei einem Dollarkredit nicht viel mehr oder weniger als bei einem indexierten Kredit zu, wie er jetzt von der ZB und dann auch per Gesetz geschaffen wurde. Die Regierung und die ZB scheinen sich nicht der Tatsache bewusst zu sein, dass die Gesellschaft vornehmlich in Dollar spart, und nicht in Pesos, und auch bei indexierten Depositen misstrauisch ist, was nach der Indexfälschung der Kirchner-Regierung und dem entsprechenden Betrug der Inhaber von indexierten Staatspapieren, verständlich ist. Bei einem Dollarkredit wird im Wesen nur das Kursrisiko vom Sparer auf den Schuldner übertragen. Und das ist wirtschaftlich richtig.
Die Banken erhalten jetzt mit der Weisswaschung zusätzliche Dollardepositen, die gelegentlich nicht mehr gesondert gebucht werden, sondern den bestehenden Dollardepositen hinzugefügt werden. Doch damit dies gut funktioniert, müssen die Banken höhere Passivzinsen zahlen, was voraussetzt, dass die Möglichkeiten für Dollarkredite erweitert werden und somit mehr Nachfrage besteht. Die ZB hat beiläufig die Höchstgrenze für Dollarhaltung der Banken bei diesen “Weisswaschungsdepositen” abgeschafft. Sie hat es jedoch versäumt, diese Höchstgrenze ganz bei Seite zu lassen, eben weil die ZB-Führung das bimonetäre System, das faktisch besteht, nicht begriffen hat.
Präsident Macri und seine Mannschaft stellen einen Inflationsrückgang in Aussicht, was die Gesellschaft mit berechtigter Skepsis entgegennimmt. Gewiss muss die Inflation zurückgeschraubt werden und in absehbarer Zeit einstellig werden. Aber das bedeutet nicht, dass der Dollar als Zweitwährung abgeschafft oder künstlich eingeschränkt wird, und noch weniger, dass dabei die Sparer für dumm gehalten werden.